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l. Bekanntmachu der Verban inde Kirchheimbolanden

Datum lnhalt

29.06.18 Bekanntmachung über einen Nachrücker im
Gemeinderat Kriegsfeld

29.06.08 Bekanntmachung der Satzung über die Erhebung von
F ried h ofsgeb ü h re n ( F ried hofsgeb ü h re n satzu n g )
der Gemeinde Bolanden vom 29.06.2018

03.07.08 Bekanntmachung der Satzung über die Erhebung von
Erschließungsbeiträgen (Erschließungsbeitragssatzung)
der Gemeinde Bolanden vom 03.07.2018

04.07.18 Bekanntmachung über den Vollzug des Baugesetz-
buches (BauGB); Aufhebung des Bebauungsplanes

,,Am Schillerhain", Stadt Kirchheimbolanden

04.07.18 Bekanntmachung über den Vollzug des Baugesetz-
buches (BauGB); lnkraftreten des Bebauungsplanes

,,Glaserstraße", Stadt Kirchheimbolanden

04.07.18 Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung der
Vorschlagslisten für die Wahl der Schöffinnen und Schöffen
der Gemeinden Bennhausen, Bischheim, Bolanden,
Dannenfels, Gauersheim, llbesheim, Jakobsweiler, Kriegs-
feld, Marnheim, Mörsfeld, Morschheim, Obenruiesen, Orbis,
Rittersheim, Stetten und der Stadt Kirchheimbolanden

05.07.08 Bekanntmachung der satzung über die Erhebung von

Erschließu ngsbeiträgen (Erschließungsbeitragssatzung)
der Gemeinde Oberwiesen vom 05'07 '2018
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ll. Bekanntmachung anderer Behörden

Datum lnhalt

08.05.18 Bekanntmachung über eine Terminbestimmung im
Wege der Zwangsvollstreckung, Gemeinde llbesheim

Seite
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Horausgsbor und vsrantwottllch: Vorbandsgemelndovorwaltung Klrchholmbolanden

Das Amtsblätt srscheint nach Bedarf froitags und ist bei der Vsrbandsgomeindeverwaltung Kirchheimbolanden, Rathaus und

in d€n Ortsgemoindsn kostenlos erhältlich. Abonnemont ist gegen Erstattung dsr Portokosten möglich.

Besuchzeitsn der Vsöandsoameindoverwaltuno Kirchheimbol€ndsn. Neue All6e 2:

Montag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und'14.00 Uhrbis 16.00 Uhr
olonstag 8.00Uhr bis'l2.00Uhr und14.00Uhrbis16.00Uhr
Mittwochs 8.00Uhr bi3 12.00Uhrund nachmittagsgsschlossen
Donnerstag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bi8 18.00 Uhr
Frsitag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

w
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Der Wahlleiter
der Gemeinde Kriegsfeld

BEKANNTMACHUNG

29.06.2018

Das seitherige Mitglied des Gemeinderates Kriegsfeld, Frau Michaela Wicht, hat ihr Mandat
aus privaten Gründen zum 11.06.2018 niedergelegt. Auf der Grundlage des Ergebnisses der
Wahl zum Gemeinderat Kriegsfeld vom 25.05.2014 wurde Herr Thomas Dexheimer,
Steinkaut 24, 67819 Kriegsfeld, als Nachrücker festgestellt.

Herr Dexheimer wurde hiervon unterrichtet, hat das Mandat angenommen und wurde in der
Sitzung des Gemeinderates Kriegsfeld am 20.06.2018 verpflichtet.

Kriegsfeld, 29.06.2018
Der Wahlleiter

-gez. Ziegler-

(Ziegler)

Für die Richtigkeit
Verba nd sgemei ndeve nrva ltu n g

Kirchheimbolanden
m
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1

Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
der Ortsgemeinde Bolanden vom 29.06.2018

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) und der gg 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

s1
Allgemeines

Für die Benutzung der Einrichtung des Friedhofswesens und ihrer Anlagen werden
Benutzungsgebühren erhoben. Die Gebührensätze ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung.

s2
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner sind :

Bei Erstbestattungen die Personen, die nach S I Bestattungsgesetz
verantwortlich sind, und der Antragsteller,

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der Antragsteller

s3
Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der lnanspruchnahme der Leistungen nach der
Friedhofssatzung, bei antragsabhängigen Leistungen mit der Antragstellung.

(2) Die Gebühren werden innerhalb
Gebührenbescheids fällig.

eines Monats nach Bekanntgabe des

s4
lnkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.01 .2019 in Kraft'

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom

23.01.2006 außer Kraft.

d den 29Bolan
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Anla e zur Friedhofso ebühre nsatzunq

1

l. Reihengrabstätten

Überlassung einer Reihengrabstätte an Berechtigte nach g 2 Abs. 2 der
Fried hofssatzu n g fü r Verstorbene

a) Bis zum vollendeten S. Lebensjahr
b) Vom vollendeten 5. Lebensjahi ab
q) Reihengrabstätte anonymAlViesengrab
d) U rnengrabstätte anonymA//iesenuineng rab

180,00 €
245,00 €
640,00 €
595,00 €

360,00 €
720,00 €
360,00 €
264,00 €

b) Wiederverleihung. des Nutzungsrechts nach Buchstabe a) bei späteren
Bestattungen für jedes volle Jahr für

1

ll. verleihung von Nutzungsrechten an wahlgrabstätten

a) Verleihung des Nutzungsrechts an Berechtigte nach S 2 Abs. 2 der
Friedhofssatzung für

aa) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
cc) je weitere Grabstätte
dd) eine Urnengrabstätte

ba) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
bc) je weitere Grabstätte
bd) eine Urnengrabstätte

12,00 €
24,00 €
12,00 €
g,g0 €

Soweit volle Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr nach
dem abgelaufenen Teil des Jahres.

c) Für die Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Ablauf der ersten
Nutzungszeit wird die gleiche Gebühr wiö nach a) erhoben.

lll. Ausheben und Schließen der Gräber

a) Die Gebühr für das Ausheben und Schließen der Gräber bemisst sich nach
dem tatsächlicherr Aufiryand (d.h. laut bestehendem Grabherstellungs-
vertrag)' Zu den Gebühren nach Satz 1 wird ein Zuschlag erhoben in Höhe
von

64,00 €

b) Bei einer Beisetzung an einem samstag wird ein Zuschlag zu den
Gesamtgebühren nach Punkt lll a) (tatsächliche Gebühr inkl. Zusählag) von
50 % berechnet. Dies gilt nicht, wenn der dem Sonntag folgende Werktag ein
gesetzlicher Feiertag ist.

c) Für alle sonstigen Leistungen werden die selbstkosten berechnet.
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lV. Ausgraben und Umbetten von Leichen und Urnen

Das Ausgraben und Umbetten von Leichen und Aschen wird durch ein
gewerbliches Unternehmen vorgenommen. Die hierbei entstehenden
Kosten sind von den Gebührenschuldnern als Auslagen zu ersetzen.

V. Benutzung der Leichenhalle

a) Für die Aufbewahrung einer Leiche

b) Für die Aufbewahrung einer Urne

160,00 €

55,00 €

Hinweis auf S 24 Abs. 6 der Gemeindeordnunq:
,,Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht

hat.
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach

Abläuf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen."
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Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

( E rsc h I ie ß u n gs beitragssatzu n g )
der Gemeinde Bolanden

vom 03.07.2018

Auf Grund von $ 132 des Baugesetzbuchs (BauGB) und des S 24 der Gemeindeordnung hat der
Gemeinderat der Gemeinde Bolanden in der Sitzung am 20.06.2018 folgende Satzung beschlos-
sen:

s1
Erhebung von Erschließungsbeiträgen

Erschließungsbeiträge werden nach den Bestimmungen des BauGB und dieser Satzung erhoben

s2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für

1. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen, ausgenommen
solche in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nut-
zungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress-
und Hafengebiet, bei einer Bebaubarkeit der Grundstücke

a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 13 m, wenn sie beidseitig und mit einer
Breite bis zu 10 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 16 m, wenn sie beidseitig und mit
einer Breite bis zu 12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, wenn sie beidseitig und mit
einer Breite bis zu 14 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen in Kern-, Ge-
werbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart Einkaufszen-
tren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress- und Hafengebiet, mit
einer Breite bis zu 18 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung beidseitig zuläs-
sig ist, und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung
nur einseitig zulässig ist,

3. mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen (2.8. Fußwege, Wohnwege) mit ei-
ner Breite von 1 m bis zu einer Breite von 5 m,

4. Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 20 m,

5. Parkflächen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4 sind, bis zu einer weiteren
Breite von 6 m,
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b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4, aber nach städtebau-
lichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind
(selbstständige Parkflächen), bis zu 15 o/o der Flächen der erschlossenen Grundstücke,

6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1 bis 4 sind, bis zu einer weiteren
Breite von 6 m,

b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen in-

nerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind (selbstständige Grünan-
lagen), bis zu 15 o/o der Flächen der erschlossenen Grundstücke.

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrößern sich die in Abs. 1 Nrn. 1, 2

und 4 angegebenen Maße für den Bereich des Wendehammers um die Hä|fte, mindestens
aber um 8 m.

(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte Verkehrsan-
lage die größte Breite.

s3
E rm ittl u ng des beitragsfähigen E rsch ließu ngsaufwands

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage ermittelt. Die Gemeinde
kann abweichend von Satz 1 den beitragsfähigen Aufwand für bestimmte Abschnitte einer Er-

schließungsanlage oder für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der Grundstücke eine
Einheit bilden (Erschließungseinheit), insgesamt ermitteln.

s4
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwands

s5
Vertei I u ng des umlagefäh i gen E rsch I ießu ngsaufwands

(1) Der nach $$ 2 und 3 ermittelte und gemäß $ 4 reduzierte beitragsfähige Erschließungsaufwand
wird auf die erschlossenen Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach deren Flächen verteilt. Da-
bei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß be-
rücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise
nutzbaren Grundstücken innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die über-
plante Fläche. lst das Grundstück nur teilweise überplant und ist der nicht überplante Grund-
stücksteil dem lnnenbereich ($ 34 BauGB) zuzuordnen, so gilt die Fläche des Buchgrund-
stücks. Abs. 3 ist insoweit ggf. entsprechend anzuwenden.

(3) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise
nutzbaren Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder bei
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Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nut-

zung nicht festsetzt,

a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der gemeinsamen

Grenze der Grundstücke mit der Erschließungsanlage und einer im Abstand von 40 m dazu

verlaufenden Linie,

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, die der Erschlie-

ßungsanlage zugewandt ist, und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Linie.

Grundstücksteile, die lediglich eine wegmäßige Verbindung herstellen, bleiben bei der Bestim-

mung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.

Überschreitet die tatsächliche bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung die Abstände

nach Satz 1 a) oder b), so fällt die Linie zusammen mit der hinteren Grenze der tatsächlichen
Nutzung.

(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche (Abs. 2 oder
3) vervielfacht mit

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,

b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,

c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,

d) 1 ,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder fünf Vollgeschossen,

e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen,

0 0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren
Weise genutzt werden können (2.8. Dauerkleingärten, Freibäder, Friedhöfe, Sportanlagen).
Wenn sich aus der nach Abs. 5 oder Abs. 6 a) ermittelten Zahl der Vollgeschosse ein höhe-
rer Faktor ergibt, so gilt dieser.

Vollgeschosse im Sinne dieser Regelung sind Vollgeschosse im Sinne der Landesbauord-
nung.

(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl

der Vollgeschosse wie folgt:

a) lst die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschos-
se.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige
Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerun-
det.

c) lst nur die zulässige Gebäudehöhe in Form der Trauf- oder Firsthöhe festgesetzt, so gilt als

Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe geteilt durch 2,8. Sind

beide Höhen festgesetzt, so gilt die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Traufhöhe. Bruch-
zahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

d) lst tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder
vorhanden, ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die höchstzulässige
Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden.

Enthält eine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BauGB entsprechende Festsetzungen, so gelten die

Regelungen der Buchstaben a) bis d) entsprechend.
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(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für Grund-
stücke, für die ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BauGB nicht die nach
Abs. 5 erforderlichen Festsetzungen enthält, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:

a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschos-
se. lst die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststell-
bar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes gem. Abs. 5 c) geteilt durch
2,8 3. Bruchzahlen werden auf volle Tahlen auf- oder abgerundet.

b) Bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den Grundstücken
der näheren Umgebung übenuiegend vorhandenen Vollgeschosse.

c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich oder in ver-
gleichbarer Weise genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt.

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhanden sind,
wird die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse, mindestens aber ein Vollgeschoss
zu Grunde gelegt.

(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 4 festgesetzten
Faktoren um 0,5 erhöht

a) bei Grundstücken in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie Sondergebieten mit der
Nutzungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kon-
gress- und Hafengebiet;

b) bei Grundstücken in anderen als der unter a) bezeichneten Gebiete, wenn sie überwiegend
gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise (2.8. Grundstücke mit Büro-, Verwal-
tungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- oder Schulgebäuden) genutzt werden. Ob ein Grund-
stück, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (2.8. Wohnzwecken) Zwecken
dient, ,,übenruiegend" im Sinne dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich nach dem Ver-
hältnis, in dem die venruirklichte Nutzung der tatsächlich vorhandenen Geschossflächen zu-
einander steht. Liegt eine gewerbliche oder vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder
zusätzlich zur Bebauung vor, so sind die tatsächlich entsprechend genutzten Grundstücks-
flächen jeweils der Geschossfläche hinzuzuzählen. Freiflächen, die sowohl für gewerbliche
oder vergleichbare als auch für andere Zwecke genutzt werden (2.8. Kfz-Abstellplätze) als
auch gärtnerisch oder ähnlich gestaltete Freiflächen und brachliegende Flächen, bleiben
bei dem Flächenvergleich außer Ansatz.

(8) Abs. 7 gilt nicht für durch selbstständige Grünanlagen erschlossene Grundstücke.

s6
Eckg ru ndstücksvergü nstig un g

(1) Für übenruiegend Wohnzwecken dienende Grundstücke, die von zwei gleichartigen und voll-
ständig in der Baulast der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen i.S. des $ 2 Abs. 1 er-
schlossen werden, ist die Grundstücksfläche nach $ 5 Abs. 2 oder Abs. 3 bei der Verteilung
des umlagefähigen Aufwandes für jede Erschließungsanlage nur mit der Hälfte anzusetzen.
Für Grundstücke, die durch mehr als zwei solcher gleichartigen und vollständig in der Baulast
der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen erschlossen werden, wird die Grundstücksflä-
che nach S 5 Abs. 2 oder Abs. 3 durch die Anzahl der Erschließungsanlagen geteilt.

(2) Eine Ermäßigung nach Abs. 1 ist nicht zu gewähren,
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a) wenn die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag für die anderen Grundstü-
cke im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht,

b) für die Flächen der Grundstücke zwischen zwei Erschließungsanlagen, für die nach Maß-
gabe des $ 5 Abs. 3 Erschließungsbeiträge nicht mehrfach erhoben werden.

s7
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für

1. Grundenruerb,

2. Freilegung und

3. selbstständige Teile der Erschließungsanlage wie

a) Fahrbahn,

b) Radwege,

c) Gehwege,

d) Parkflächen,

e) Grünanlagen,

f) Mischflächen,

g) Entwässerungseinrichtungen sowie

h) Beleuchtungseinrichtungen

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

Mischflächen i.S. v. Nr. 3 f) sind solche Flächen, die innerhalb der Straßenbegrenzungslinien
Funktionen der in Nr. 3 a) - e) genannten Teileinrichtungen miteinander kombinieren und bei der
Gliederung der Erschließungsanlage ganz oder teilweise auf eine Funktionstrennung verzichten.

s8
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen und selbst-
ständige Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn

a) ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und

b) sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfügen. ln Ein-
zelfällen kann die Gemeinde bei mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen
und selbstständigen Parkflächen auf die Herstellung von Entwässerungs- und/oder Be-
leuchtu ngseinrichtu ngen verzichten.

(2) Die sich aus dem Bauprogramm ergebenden flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungs-
anlage sind endgültig hergestellt, wenn

a) Fahrbahnen, Gehwege, Radwege, selbstständige und unselbstständige Parkflächen eine
Befestigung aus tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster
oder Rasengittersteinen aufirueisen, wobei die Decke auch aus einem ähnlichen Material
neuzeitlicher Bauweise bestehen kann,

b) unselbstständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind,
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c) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend a) hergestellt und die unbefestigten
Teile gemäß b) gestaltet sind.

(3) Selbstständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum der
Gemeinde stehen und gärtnerisch gestaltet sind.

se
Vorausleistungen

Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem
Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitra-
ges erheben.

s10
Ablösung des Erschließungsbeitrages

Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag bemisst sich nach der vo-
raussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages.
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

s11
ln-Kraft-Treten

(1)Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2018 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft die Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die erstmalige
Herstellung von Erschließungsanlagen (Erschließungsbeiträge) vom 22.12.1987.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt

Bolanden, 03.07.2018

,/tr
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Ortsbürgermeister
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Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen:

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund
dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an
gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Be-
kanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand
die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Be-
zeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eineVerletzung nach Salz2 Nr.2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

1

2
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Ve rba n d s ge me i n deve nrua ltu n g

67 292 Ki rch heimbolanden
Az:31511 223l08lTR

Bekanntmachung

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); Aufhebung des Bebauungsplanes ,,Am
Schillerhain", Stadt Kirchheimbolanden

1. Gemäß S 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.September 2004 (BGBl. I 5.2414), sowie $ 88 der Landesbauordnung vom
24.11.1998 (GVBI. S. 365) in der zurzeit gültigen Fassung i.V.m. $ I Abs. 4
BauGB, wird hiermit bekannt gemacht, dass der Stadtrat Kirchheimbolanden am
20.06.2018 die Aufhebung des Bebauungsplans ,,Am Schillerhain" als Satzung
beschlossen hat.

Satzung
über die Aufhebung des Bebauungsplans n,Afil Schillerhain"

Der Stadtrat Kirchheimbolanden hat aufgrund des $ 24 der Gemeindeordnung für
Rheinland-Pfalz vom 31.01.1994 (GVBI. S. 153) in der zurzeit gültigen Fassung und
des $ 10 des Baugesetzbuches BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.September 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 19 des
Gesetzes vom 13. Dezember 2006 (BGBI. I S. 2878) sowie des $ 88 der LBauO vom
24.11.1998 (GVBI. S. 365) in der zurzeit gültigen Fassung i.V.m. $ 9 Abs. 4 BauGB,
am 20.06.2018 die Aufhebung des Bebauungsplans für das Teilgebiet ,,Arr
Schillerhain" als Satzung beschlossen.

2

s1

Der räumliche Geltungsbereich des aufzuhebenden Bebauungsplanes,,Am Schiller-
hain" umfasst in der Gemarkung Kirchheimbolanden folgende Grundstücke: Plan-
Nrn:

Teilplan A Bebauungsbereich: 57117,57118,571112; 571113, 572,57214,582117
teilweise und 582/18 teilweise
Teilplan B Landespflege: 534, 535 und 536
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(Ausschnitt aus der Bebauungsplanurkunde vom 28.März 2008)

s2

Der seit 28.03.2008 rechtskräftige Bebauungsplan ,,Am Schillerhain" mit textlichen
Festsetzungen und Begründung wird aufgehoben.

s3

Die Satzung zur Aufhebung des Bebauungsplans ,,Am Schillerhein" tritt mit der
Bekanntmachung nach $ 10 Baugesetzbuch in Kraft.

Ki bo n, den 04.07.2018

(Hartmüller)
Stadtbürgermeister

m I lffizar
?
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Ausfertigung:
Die Satzung zur Aufhebung des Bebauungsplans ,,Am Schillerhain" stimmt mit dem
Willen des Stadtrates überein. Das für die Satzung vorgeschriebene gesetzliche
Verfahren wurde eingehalten. Die Satzung wird hiermit ausgefertigt und die
Verkündung im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden angeordnet.

anden, den 04.07.2018

(Hartmüller)
Stadtbürgermeister

3. Auf die Vorschriften des $ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BaUGB über die
fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in
eine bisher zulässige Nutzung durch diese Satzung und über das Erlöschen von
Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.

4. Unbeachtlich sind:
1. eine nach S 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und
2. eine unter Berücksichtigung des $ 214 Abs.2 BauGB beachtliche Verletzung

der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

3. nach S 214 Abs. 3 Satz 2 BaUGB beachtliche Mängel des
Abwägungsvorgangs,
wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist dazulegen.

4. Gemäß $ 2a Abs. 6 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der
vom 31.01.1994 (GVBI. S. 153) in der derzeit gültigen Fassung, wird darauf
hingewiesen:
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung erlassener
Vorschriften zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt
nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,
oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- und
Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des
Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht
hat.
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Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend
machen.

Kirch etmbolanden, den 06.0 18

a rtmüller)
Stadtbürgermeister
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1

Ve rband s ge me i ndeve rwa ltu n g

67 292 Kirch heim bolanden
Az:31511 223108nR

Bekanntmachung

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);
lnkrafttreten des Bebauungsplanes ,,Glaserstraße", Stadt Kirchheimbolanden

Aufgrund des S 10 des Baugesetzbuches BauGB in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.September 2004 (BGBI. I S. 2414), in der zurzeit
gültigen Fassung sowie g 88 der Landesbauordnung vom 24.11.1998 (GVBI. S.

365) in der zurzeit gültigen Fassung i.V.m. $ I Abs. 4 BauGB, wird hiermit bekannt
gemacht, dass der Stadtrat Kirchheimbolanden am 20.06.2018 den
Bebauungsplan,,Glaserstraßen' als Satzung beschlossen hat.

Satzung

Der Stadtrat Kirchheimbolanden hat aufgrund des $ 24 der Gemeindeordnung für
Rheinland-Pfalz vom 31.01.1994 (GVBI. S. 153) in der zurzeit gültigen Fassung und

des $ 10 des Baugesetzbuches BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.September 2004 (BGBI. I S.2414), sowie des $ 88 der LBauO vom 24.11.1998
(GVBI. S. 365) in der zurzeilgültigen Fassung i.V.m. $ 9 Abs. 4 BauGB, am 20.06.2018
den Bebauungsplan für das Teilgebiet ,nGlaserstraße" als Satzung beschlossen.

$1
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes n,Glaserstraße'n umfasst die
Grundstücke mit den Plan-Nrn:
57117,57118,571t12;571t13,572,57214,582117 teilweise und 582/18 teilweise, in
der Gemarkung Kirchheimbolanden.

s2
Bestandteil der Satzung ist die Bebauungsplanurkunde vom Juni 2018 mit den dazu
gehörenden textlichen Festsetzungen, Teil B bauplanungsrechtliche
Festsetzungen, Teil C bauordnungsrechtliche Festsetzungen (Örtticne

Bauvorschriften gem. S 9 Abs. 4 BauGB und $ 88 Abs. 1 und 6 LBauO) sowie die
Begründung.

s3
Der Bebauungsplan ,,Glaserstraße" wird mit der Bekanntmachung nach $ 10

Baugesetzbuch rechtsverbindlich.

K imbo nden, den 04.07.2018

rtmüller)
Stadtbürgermeister
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Seite 2

Ausfertigung:
Der Bebauungsplan, bestehend aus
- Planurkunde vom Juni 2018
- textlichen Festsetzungen und
- Begründung
stimmt in allen seinen Bestandteilen mit dem Willen des Stadtrates überein. Das für
die Satzung vorgeschriebene gesetzliche Verfahren wurde eingehalten.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt und die Verkündung im Amtsblatt der
Verbandsgemeinde Kirch heimbolanden angeord net.

Ki bolanden, den 04.07

(Hartmüller)
Stadtbürgermeister

3. Der genehmigte Bebauungsplan mit textlichen Festsetzungen und Begründung
kann ab sofort bei der Verbandsgemeindevenrualtung Kirchheimbolanden,
Rathaus, Zimmer 210, während der Dienststunden (montags und dienstags von

8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16,00 Uhr, mittwochs von 8.00 Uhr bis

12.00 Uhr, donnerstags von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr
und freitags von 8.00 Uhr bis 12,00 Uhr) von jedermann eingesehen werden.

4. Auf die Vorschriften des $ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die

fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in
eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.

5. Unbeachtlich sind:
1. eine nach S 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und
2. eine unter Berücksichtigung des $ 214 Abs.2 BaUGB beachtliche Verletzung

der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

3. nach g 214 Abs. 3 Satz 2 BaUGB beachtliche Mängeldes Abwägungsvorgangs,
wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist dazulegen.

Gemäß g 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der vom

31.01 .1994 (GVBI. S. 153) in der derzeit gültigen Fassung, wird darauf
hingewiesen:
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung erlassener Vorschriften

6
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zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von

Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die

Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss

beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften
gegenüber der Gemeindevenrualtung unter Bezeichnung des Sachverhaltes,
der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend

machen.

mbolanden, den 06.07.201 I

(Hartmüller)
Stadtbürgermeister
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Ve rba n ds gem e i n deve rwa ltu n g
67 292 Ki rch heim bolanden

Az.: 1/119 001/01/Gro

Bekanntmachung

über die öffentliche Auflegung der Vorschlagslisten für die Wahl der

Schöffinnen und Schöffen der Gemeinden / Stadt

Bennhausen, Bischheim, Bolanden, Dannenfels, Gauersheim, llbesheim,
Jakobsweiler, Kirchheimbolanden, Kriegsfeld, Marnheim, Mörsfeld, Morschheim,
Obenrviesen, Orbis, Rittersheim und Stetten

für die Amtszeit vom 1 .1.2019 bis 31 .122023 in den Schöffengerichten des
Amtsgerichts Rockenhausen und den Strafkammern des Landgerichts
Kaiserslautern.

Der Gemeinderat/Stadtrat

- Bennhausen hat in der Sitzung am 28.05.2018

- Bischheim hat in der Sitzung am 19.06.2018

- Bolanden hat in der Sitzung am 20.06.2018

- Dannenfels hat in der Sitzung am 06.06.2018

- Gauersheim hat in der Sitzung am 20.06.2018

- llbesheim hat in der Sitzung am 26.06.2018

- Jakobsweiler hat in der Sitzung am 18.06.2018

- Kirchheimbolanden hat in der Sitzung am 20.06.2018

- Kriegsfeld hat in der Sitzung am 20.06.2018

- Marnheim hat in der Sitzung am 18.06.2018

- Mörsfeld hat in der Sitzung am 16.05.2018

- Morschheim hat in der Sitzung am 29.05.2018

- Obenviesen hat in der Sitzung am 27.06.2018

- Orbis hat in der Sitzung am 17.05.2018

- Rittersheim hat in der Sitzung am 13.06.2018

- Stetten hat in der Sitzung am 15.05.2018
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den Beschluss über die Vorschlagsliste zur Wahl der Schöffinnen und Schöffen für
das Landgericht Kaiserslautern und das Amtsgericht Rockenhausen gefasst.

Die Listen liegen gemäß $ 36 Abs. 3 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) in der Zeit
vom 16. Juli 2018 bis einschließlich 23. Juli 2018
zu jedermanns Einsicht an folgendem Ort auf:

Verbandsgemei ndeverwaltung Kirchheimbolanden, Rathaus, Neue Allee 2,

Zimmer 201 (1.OG), 67292 Kirchheimbolanden, während der Dienststunden,

und werden in den Bekanntmachungskästen der jeweiligen Gemeinde zu
jedermanns Einsicht aufgelegt.

Gegen die Vorschlagslisten kann gemäß S 37 GVG binnen einer Woche nach

Schluss der Auslegung schriftlich oder zu Protokoll bei der
Verbandsgemeindevenrualtung Kirchheimbolanden Einspruch mit der Begründung
erhoben werden, dass in die Listen Personen aufgenommen wurden, die nach $$ 32

bis 34 GVG nicht aufgenommen werden durften oder sollten.

ru
bolanden

Bürgermeister
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Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

( E rsc h I ießu n gs beitra gssatzu n g )
der Gemeinde Oberwiesen

vom 05.07.2018

Auf Grund von $ 132 des Baugesetzbuchs (BauGB) und des $ 24 der Gemeindeordnung hat der
Gemeinderat der Gemeinde Obenruiesen in der Sitzung am 27.06.2018 folgende Satzung be-
schlossen:

sl
Erhebung von Erschließungsbeiträgen

Erschließungsbeiträge werden nach den Bestimmungen des BauGB und dieser Satzung erhoben

s2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für

1. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen, ausgenommen
solche in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nut-
zungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress-
und Hafengebiet, bei einer Bebaubarkeit der Grundstücke

a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 13 m, wenn sie beidseitig und mit einer
Breite bis zu 10 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 16 m, wenn sie beidseitig und mit
einer Breite bis zu 12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, wenn sie beidseitig und mit
einer Breite bis zu 14 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen in Kern-, Ge-
werbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart Einkaufszen-
tren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress- und Hafengebiet, mit
einer Breite bis zu 18 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung beidseitig zuläs-
sig ist, und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung
nur einseitig zulässig ist,

3. mit Kraftfahzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen (2.B. Fußwege, Wohnwege) mit ei-
ner Breite von 1 m bis zu einer Breite von 5 m,

4. Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 20 m,

5. Parkflächen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4 sind, bis zu einer weiteren
Breite von 6 m,
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b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4, aber nach städtebau-
lichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind
(selbstständige Parkflächen), bis zu 15 o/o der Flächen der erschlossenen Grundstücke,

6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,

a) die Bestandteil derVerkehrsanlagen gemäß Nrn. 1 bis 4 sind, bis zu einerweiteren
Breite von 6 m,

b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen in-

nerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind (selbstständige Grünan-
lagen), bis zu 15 o/o der Flächen der erschlossenen Grundstücke.

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrößern sich die in Abs. 1 Nrn. 1, 2

und 4 angegebenen Maße für den Bereich des Wendehammers um die Hä|fte, mindestens
aber um 8 m.

(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte Verkehrsan-
lage die größte Breite.

s3
Ermittl u ng des beitragsfäh i gen Ersch ließu ngsaufwands

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage ermittelt. Die Gemeinde
kann abweichend von Satz 1 den beitragsfähigen Aufwand für bestimmte Abschnitte einer Er-

schließungsanlage oder für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der Grundstücke eine
Einheit bilden (Erschließungseinheit), insgesamt ermitteln.

s4
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwands

s5
Vertei I u ng des umlagefäh i gen Erschl ießu ngsaufwands

(1) Der nach $$ 2 und 3 ermittelte und gemäß $ 4 reduzierte beitragsfähige Erschließungsaufwand
wird auf die erschlossenen Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach deren Flächen verteilt. Da-

bei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß be-
rücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise
nutzbaren Grundstücken innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die über-
plante Fläche. lst das Grundstück nur teilweise überplant und ist der nicht überplante Grund-
stücksteil dem lnnenbereich ($ 34 BauGB) zuzuordnen, so gilt die Fläche des Buchgrund-
stücks. Abs. 3 ist insoweit ggf. entsprechend anzuwenden.

(3) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise
nutzbaren Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder bei
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Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nut-

zung nicht festsetzt,

a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der gemeinsamen

Grenze der Grundstücke mit der Erschließungsanlage und einer im Abstand von 40 m dazu

verlaufenden Linie,

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, die der Erschlie-

ßungsanlage zugewandt ist, und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Linie.

Grundstücksteile, die lediglich eine wegmäßige Verbindung herstellen, bleiben bei der Bestim-

mung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.

Überschreitet die tatsächliche bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung die Abstände
nach Satz 1 a) oder b), so fällt die Linie zusammen mit der hinteren Grenze der tatsächlichen
Nutzung.

(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche (Abs. 2 oder
3) vervielfacht mit

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,

b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,

c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,

d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder fünf Vollgeschossen,

e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen,

f) 0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren
Weise genutzt werden können (2.8. Dauerkleingärten, Freibäder, Friedhöfe, Sportanlagen).
Wenn sich aus der nach Abs. 5 oder Abs. 6 a) ermittelten Zahl der Vollgeschosse ein höhe-
rer Faktor ergibt, so gilt dieser.

Vollgeschosse im Sinne dieser Regelung sind Vollgeschosse im Sinne der Landesbauord-
nung.

(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl
der Vollgeschosse wie folgt:

a) lst die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschos-
se.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige
Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerun-
det.

c) lst nur die zulässige Gebäudehöhe in Form der Trauf- oder Firsthöhe festgesetzt, so gilt als

Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe geteilt durch 2,8. Sind

beide Höhen festgesetzt, so gilt die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Traufhöhe. Bruch-
zahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

d) lst tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder
vorhanden, ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die höchstzulässige
Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden.

Enthält eine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BauGB entsprechende Festsetzungen, so gelten die
Regelungen der Buchstaben a) bis d) entsprechend.
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(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für Grund-
stücke, für die ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BauGB nicht die nach

Abs. 5 erforderlichen Festsetzungen enthält, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:

a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschos-
se. lst die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststell-
bar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes gem. Abs. 5 c) geteilt durch
2,8 3. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

b) Bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den Grundstücken
der näheren Umgebung übenruiegend vorhandenen Vollgeschosse.

c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich oder in ver-
gleichbarer Weise genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt.

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhanden sind,
wird die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse, mindestens aber ein Vollgeschoss
zu Grunde gelegt.

(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 4 festgesetzten
Faktoren um 0,5 erhöht

a) bei Grundstücken in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie Sondergebieten mit der
Nutzungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kon-
gress- und Hafengebiet;

b) bei Grundstücken in anderen als der unter a) bezeichneten Gebiete, wenn sie überwiegend
gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise (2.B. Grundstücke mit Büro-, Venrual-

tungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- oder Schulgebäuden) genutzt werden. Ob ein Grund-
stück, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (2.8. Wohnzwecken) Zwecken
dient, ,,überwiegend" im Sinne dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich nach dem Ver-
hältnis, in dem die venryirklichte Nutzung der tatsächlich vorhandenen Geschossflächen zu-
einander steht. Liegt eine gewerbliche oder vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder
zusätzlich zur Bebauung vor, so sind die tatsächlich entsprechend genutzten Grundstücks-
flächen jeweils der Geschossfläche hinzuzuzählen. Freiflächen, die sowohl für gewerbliche
oder vergleichbare als auch für andere Zwecke genutzt werden (2.8. Kfz-Abstellplätze) als
auch gärtnerisch oder ähnlich gestaltete Freiflächen und brachliegende Flächen, bleiben
bei dem Flächenvergleich außer Ansatz.

(8) Abs. 7 gilt nicht für durch selbstständige Grünanlagen erschlossene Grundstücke

s6
Eckgru ndstücksverg ü nsti g u n g

(1) Fur überwiegend Wohnzwecken dienende Grundstücke, die von zwei gleichartigen und voll-
ständig in der Baulast der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen i.S. des $ 2 Abs. 1 er-
schlossen werden, ist die Grundstücksfläche nach $ 5 Abs. 2 oder Abs. 3 bei der Verteilung
des umlagefähigen Aufwandes für jede Erschließungsanlage nur mit der Hälfte anzusetzen.
Für Grundstücke, die durch mehr als zwei solcher gleichartigen und vollständig in der Baulast
der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen erschlossen werden, wird die Grundstücksflä-
che nach S 5 Abs. 2 oder Abs. 3 durch die Anzahl der Erschließungsanlagen geteilt.

(2) Eine Ermäßigung nach Abs. 1 ist nicht zu gewähren,
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a) wenn die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag für die anderen Grundstü-
cke im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht,

b) für die Flächen der Grundstücke zwischen zwei Erschließungsanlagen, für die nach Maß-
gabe des $ 5 Abs. 3 Erschließungsbeiträge nicht mehrfach erhoben werden.

s7
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für

1. Grundenruerb,

2. Freilegung und

3. selbstständige Teile der Erschließungsanlage wie

a) Fahrbahn,

b) Radwege,

c) Gehwege,

d) Parkflächen,

e) Grünanlagen,

0 Mischflächen,

g) Entwässerungseinrichtungen sowie

h) Beleuchtungseinrichtungen

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

Mischflächen i.S. v. Nr. 3 f) sind solche Flächen, die innerhalb der Straßenbegrenzungslinien
Funktionen der in Nr. 3 a) - e) genannten Teileinrichtungen miteinander kombinieren und bei der
Gliederung der Erschließungsanlage ganz oder teilweise auf eine Funktionstrennung verzichten.

s8
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen und selbst-
ständige Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn

a) ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und

b) sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfügen. ln Ein-
zelfällen kann die Gemeinde bei mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen
und selbstständigen Parkflächen auf die Herstellung von Entwässerungs- und/oder Be-
leuchtungseinrichtungen verzichten.

(2) Die sich aus dem Bauprogramm ergebenden flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungs-
anlage sind endgültig hergestellt, wenn

a) Fahrbahnen, Gehwege, Radwege, selbstständige und unselbstständige Parkflächen eine
Befestigung aus tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster
oder Rasengittersteinen aufweisen, wobei die Decke auch aus einem ähnlichen Material
neuzeitlicher Bauweise bestehen kann,

b) unselbstständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind,
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c) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend a) hergestellt und die unbefestigten
Teile gemäß b) gestaltet sind.

(3) Selbstständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum der
Gemeinde stehen und gärtnerisch gestaltet sind.

se
Vorausleistungen

Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem
Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitra-
ges erheben.

s10
Ablösung des Erschließungsbeitrages

Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag bemisst sich nach der vo-
raussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages.
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

s11
ln-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01 .2018 in Kraft

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft die Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die erstmalige
Herstellung von Erschließungsanlagen (Erschließungsbeiträge) vom 01 .12.1987.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Obenruiesen, den .2018

Ortsgemei

(Thoni)

Ortsbürg ster

rO
2

+

$1

()

+
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Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund
dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an
gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Be-
kanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand
die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Be-
zeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

2
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Aktenzeichen:
2 K3116

Datum:
08.05.2018

Amtsgericht Rockenhausen
Abschrift

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll der im Wohnungs-Crundbuch von Ilbesheim Blatt 800

eingetragene, nachstehend bezeichnete Grundbesitz

am Donnerstag. den 09.08.2018 um 10.00 Uhr
im Amtssericht Rockenhausen

Kreuznacher Str. 37. 67806 Rockenhausen
Erdgeschoß. Sitzungssaal 2

versteigert werden:

I Miteigentumsanteil zu 38711.000 stel an Grundstück
Ilbesheim Fl.St. 22113 Gebäude- und Freifläche, Raiffeisenstraße 976 m2

verbunden mit dem Sondereigentum an den nicht zu Wohnzwecken dienenden Räumen

im Aufteilungsplan bezeichnet mit Buchstabe E; Sondernutzungsrecht am Grundstück;

nostalische Anschrift : Raiffeisenstr aße 12

Verkehrswert gemäß $$ 74a, 64 ZYG:

Grundstück: 60.000,00 EUR

Hälfteanteile jeweils: 30.000,00 EUR

Gemäß Gutachten handelt es sich um eine im Dachgeschoß eines 1989 enichteten Mehrfamilienhauses gelegene

Dreizimmerwohnung nebst nicht zu Wohnzwecken dienenden Kellerräumen mit einer Wohn-/Nutzfläche von ca.

59 m' ein Sondernutzungsrecht (Garage) ist zugewiesen'

Beschlagnahme: 27 .01 .2016.

Nähere Informationen unter \.1'ww.versteigerungspoQl.de ca. 4 Wochen vor dem Versteigerungstermin.

Rechte, die zur Zeit der Eintragung des Versteigerungsvermerks aus dem Grundbuch nicht ersichtlich waren, sind

spätestens im Versteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anzumelden und gegebenen-

falls glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie bei der Feststellung des geringsten Gebotes nicht berücksichtigt und

bei dör Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers und den übrigen Rechten nachgesetzt

werden.

Es ist zweckmäßig schon zwei Wochen vor dem Termin eine genaue Berechnung der Ansprüche an Kapital, Zin-

sen und Kosten mlt Angabe des beanspruchten Ranges schriftlich einzureichen oder zu Protokoll der Geschäfts-

stelle zu erklären.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Grundstückes oder des nach $ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-

gegensteht, wird aufgefordert, vor der Erteilung des Zuschlags die Auflrebung oder einstweilige Einstellung des

2K3-l 6-T8 09.08.201 8.docx
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Verfahrens herbeizuführen, widrigenfalls für das Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten

Gegenstandes tritt.

gez. Vetter
Rechtspflegerin


